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Stellungnahme des iab austria zur ePrivacy 
Die deutsche Ratspräsidentschaft hat am 04. November überraschend einen Entwurf zur ePrivacy Verordnung an die 
Mitgliedsstaaten zugestellt. Mit lediglich drei Meetings der Working Party on Telecommunications and Information 
Society bis zum Ministerrat am 07. Dezember, räumt die deutsche Ratspräsidentschaft den Vertretungen der 
Mitgliedsstaaten eine unzureichende Frist zur Positionierung ein. Zeit für inhaltliche Diskussionen bleibt dabei auf der 
Strecke. Wir lehnen diese „Take it or leave it“-Strategie der Ratspräsidentschaft klar ab und setzen uns für dein Einhaltung 
demokratiepolitischer Grundsätze bei der Verhandlung von derartig standortrelevanten Verordnungen ein.  
 
Nichtsdestotrotz ist es uns - dem iab austria - ein großes Anliegen, zum Entwurf der deutschen Ratspräsidentschaft und 
damit auch den akuten Streitpunkten der ePrivacy Position zu beziehen. Dazu haben wir die Positionen unserer 200 
Mitgliedsunternehmen zusammengetragen. 
 
Als größte Interessenvertretung der heimischen Kommunikations- und Werbewirtschaft unterstützen wir ein 
ausgewogenes Level Playing Field zwischen Interessen von Wirtschaft und Verbrauchern. Wir sind jedoch über den 
Druck der deutschen Ratspräsidentschaft für eine vorschnelle Verabschiedung der ePrivacy Verordnung sehr besorgt, 
da die Qualität des Rechtsrahmens - sowohl für Verbraucher als auch für Unternehmer - darunter leiden.  
 
Gerade die aktuell herausfordernden Zeiten haben uns vor Augen geführt, wie wichtig die digitale Resilienz von 
Bevölkerung und Unternehmen für den Standort ist. Durch die zunehmende Einschränkung von digitalen 
Geschäftsmodellen – allen voran Medien und Online Werbung - wird aber gerade diese erstrebenswerte und auch von 
der Bundesregierung geforderte systemimmanente Krisenfestigkeit konterkariert. Es ist aus diesen Gründen dringend 
notwendig, dass keine für den Digitalstandort schädlichen Hochrisikopunkte der aktuellen ePrivacy Verordnung 
verabschiedet werden.  
 

Problemaufriss zum Entwurf der deutschen Ratspräsidentschaft:  
 
ERWÄGUNGSGRUND 20 
Die Wiederaufnahme des ErwGr. 20 ist begrüßenswert. Das Recht von Verlegern und anderen werbefinanzierten Online-
Diensten, den Zugang zu ihren Inhalten und Diensten von der Zustimmung zur Verwendung von ausgewählten Daten 
abhängig zu machen wurde in Österreich bereits von der Datenschutzbehörde bestätigt („PUR-Abo“). Die Aufnahme 
des letzten Absatzes des ErwGr. 20 und das daraus resultierende Recht den Zugang zu Content von der Zustimmung 
zur Datenverarbeitung abhängig zu machen ist essentiell für heimische Medien und Vermarkter.  
 
Maßnahme: Einsatz für die Beibehaltung des letzten Absatzes im Erwägungsgrund 20 
 
 
 
ERWÄGUNGSGRUND 20A 
Der von der finnischen Ratspräsidentschaft eingefügte und von den Kroaten übernommene Erwägungsgrund 20a 
befindet sich immer noch im aktuellen Entwurf. Dieser ähnelt dem von der österreichischen Ratspräsidentschaft 
gestrichenen Artikel 10 sehr stark. Die im ErwGr. 20a beschriebene Empfehlung von browserbasiertem „Whitelisting“ 
darf maximal eine Alternative zu bereits erteilten Einwilligungen des Users darstellen! Durch den User bereits erteilte 
Zustimmungen dürfen von solchen White Lists keinesfalls „overruled“ werden! Es muss außerdem für Websitebetreiber 
zu jeder Zeit möglich sein, Zustimmungserklärungen der Nutzer einzuholen, unabhängig von und jedenfalls vorrangig zu 
den allgemeinen Browser-Einstellungen. 
 
Maßnahme: Streichung des Erwägungsgrund 20a 
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ARTIKEL 8 (1) 
Die Streichung des berechtigten Interesses als valider Verarbeitungsgrund ist unsachgemäß und verursacht – v.a. wegen 
unsachlich differenzierter Ausgestaltungen zur DSGVO - für heimische Unternehmen große Rechtsunsicherheit.  Eine 
Kohärenz mit den Bestimmungen der DSGVO ist zwingend nötig, um Transparenz für den User und ein Level-Playing-
Field für die Wirtschaft zu gewährleisten. Daher müssen in Art. 8 (1) der ePVO alle rechtmäßigen Verarbeitungsgründe 
aus Art 6. der DSGVO aufgenommen werden, insbesondere das „berechtigte Interesse“, um die notwendige Kohärenz 
zur DSGVO herzustellen. 
 
Das Konzept von datengetriebener, personalisierter Werbung (über Tracking Cookies), die einen Mehrwert auch für den 
User bringt, wird durch den deutschen Entwurf massiv eingeschränkt. Dadurch wird die Finanzierung von zahlreichen 
Medien UND das Modell von zahlreichen Agenturen und Werbetreibenden, progressive Onlinewerbung zu machen und 
dem User nach dessen Zustimmung maßgeschneiderte, gewünschte und mehrwertstiftende Inhalte zu liefern, die 
Grundlage entzogen! Das berechtigte Interesse zur Verarbeitung von Daten muss analog zu Ad Server Cookies auch für 
Tracking Cookies gelten. Von zeitaufwendigen und kostenintensiven Impact Assessments, wie z.B. im kroatischen 
Entwurf vorgesehen war, ist ferner abzusehen. 
 
Maßnahmen:  
 

- Wiederaufnahme des berechtigten Interesses als Verarbeitungsgrund im Artikel 8 (1)   

- Zulassen von Tracking Cookies zur Zielgruppensegmentierung 
 

- Erlaubnis Daten an Dritte weiterzugeben (maximal Pseudonymisiert) 
 

- Impact Assessments nur im Ausnahmefall 
  
 

Implikationen auf den Digital und-Medienstandort 
Bei einer Verabschiedung des aktuellen Entwurfes der deutschen Ratspräsidentschaft zur ePrivacy ist mit weitreichenden 
negativen Folgen auf den Digital- und Medienstandort Österreich zu rechnen:  
 
 

 
Digitalstandort Österreich als Verlierer  
  

- Die Qualität der Online-Werbung würde drastisch abnehmen. Es kann zum Beispiel nicht mehr gesteuert 
werden, dass man die Werbung nur einmal pro Tag oder pro Woche sieht und man bekommt wieder jegliche 
Werbung unabhängig von der Relevanz. 
 

- Um Zielgruppenverluste zu vermeiden, würden österreichische Werbekunden gezwungen, ihre Werbung 
vornehmlich auf ausländischen Portalen zu schalten, welche auch in Zukunft für jeden User zielgerichtetes 
Marketing ermöglichen  
 

- Europäische Werbetreibende würden gemäß einer Studie des WIK ca. 30 % der Etats für Onlinewerbung an 
internationale Player verlieren 

 
 

 
Weiterer Ausbau von Monopolen und Steigerung der Abhängigkeiten  
 

- Browseranbieter, die gleichzeitig auch als Vermarkter auftreten würden durch das Einführen von Whitelists zu 
Gatekeepern erhoben und wären im Vergleich zu österreichischen Vermarktern unfair bevorteilt. Diese Whitelists 
bevorzugen einseitig die internationalen Browserhersteller und erhöhen die Abhängigkeit von ihnen. 
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Österreichs Online-Portale verschwinden – Medienvielfalt sinkt drastisch 
 

- Die meisten großen österreichischen Online-Portale sind für die Bürger frei zugänglich. Sie liefern 
hochqualitativen Journalismus und Österreich-spezifischen Content. Gerade die aktuelle CoVid19- Krise zeigt, 
wie wichtig seriöse und frei zugängliche Online-Informationen sind. 
 

- Daneben bestehen viele kleinere Websites und Content-Portale, die wichtigen regionalen oder interessens-
spezifischen Content liefern. 
 

- Gefährdung der Finanzierungsmodelle für diese Portale würde unweigerlich zu einer Ausweitung von „Paid 
Content“ für die heimischen Konsumenten führen und das kostenlose Internet deutlich reduzieren.  
 

- Eine Umstellung auf „Paid Content“ ist jedoch nur für die wenigsten Portale eine Option. Viele Portale und 
Content Provider würden aus der Medienlandschaft verschwinden. Dadurch wird die journalistische Vielfalt in 
Österreich drastisch reduziert.  

 
 
Ein übereilter Abschluss des deutschen „Take it or leave it“-Enwurfes ohne die Einbeziehung der oben genannten 
Vorschläge würde die Innovationsfähigkeit der europäischen digitalen Wirtschaft behindern und allen voran heimische 
Medien und Online-Werbern massiv beschränken. Der aktuelle Entwurf ist nicht nur unfair, sondern hochgefährlich für 
den österreichischen Digital- und Medienstandort!  
 

Wir ersuchen Sie mit uns gemeinsam für Österreich zu kämpfen und sich für die genannten Punkte in EU 
Gremien stark zu machen. 

 

 

 

 

 

 

 

ÜBER DAS INTERACTIVE ADVERTISING BUREAU  

Das iab austria ist ein Verein, der sich auf die Förderung der digitalen Wirtschaft in Österreich konzentriert. Die 
Organisation agiert im Rahmen eines internationalen Netzwerkes und besteht aus rund 200 Mitgliedern, 
zusammengesetzt aus Unternehmen der digitalen Wirtschaft. Dem iab kommt eine wichtige Rolle zu: der Verein agiert 
in der Praxis als branchenübergreifende Interessensvertretung und Stimme der österreichischen digitalen 
Kommunikations- und Werbewirtschaft. Diese steht in Österreich für einen Umsatz von rund EUR 1 Mrd. 

Das IAB steht auch weiterhin als Ansprechpartner und Expertenorganisation der österreichischen 
digitalen Kommunikations- und Werbewirtschaft zur Verfügung. 


